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Horst Hartmann

Hoffnung fiir das Ruhrgebiet

Fiir den Schriftsteller Max von der Griin, der mit seinen sozialkritischen
Bergbau-Romanen die Literatur der Arbeitswelt aus ihrem Getto fiihrte,
ist das Ruhrgebiet eine «kapitalistische Missgeburt». Er hat recht, der
«Kohlenpott» verdient die Bezeichnung mordshésslich. Doch der einst als
Kumpel ins Revier gekommene Max von der Griin ist zwischen Rhein und
Ruhr sesshaft geworden: «Hier kann man leben, weil die Menschen mit-
einander umgehen, hier wird ,Tacheles’ geredet und am Tresen von der
taglichen ,Maloche‘; es wird frei geredet iiber die Tauben des Nachbarn,
tiber Streik und Tarif und iiber Karl, der ein fettes Kaninchen geschlachtet
und uns, seine Kumpels, nicht zum Essen eingeladen hat.» Nun kann man
sich dem Revier auch weniger rauhbeinig ndhern, beispielsweise so wie der
Kabarettist Jiirgen von Manger. Er hat die Sprachlosigkeit der Menschen
auf vertrackt hintergriindige Art und Weise zum Ausdruck gebracht. Man-
ger stolpert wie seine Vorbilder iiber die eigene Zunge und offenbart eine
riihrende Unbeholfenheit der Ruhrmenschen ausserhalb ihres verrussten
Milieus, aber auch ihren gesunden Menschenverstand, ihre Niichternheit
und ihre im Vergleich zu andern deutschen Stammen bemerkenswerte Of-
fenheit und Vorurteilslosigkeit.

Doch alle Loblieder auf die Menschen im Revier konnen nicht dariiber
hinwegtauschen, dass es sich beim Ruhrgebiet um eine proletarische Stadt-
landschaft handelt, typisch fiir die ohne Riicksicht vorangetriebene Indu-
strialisierung. Das Revier entlarvt die Rolle der Arbeiter zwischen Profit-
streben der Schwerindustrie und bescheidenen Feiertagsfreuden nach
einem stumpfsinnigen Achtstundentag. Die wirtschaftlich einseitige Aus-
richtung der ehemaligen preussischen Waffenschmiede, mit Krupp in Essen
als Kanonenlieferanten, geht auf Kaiser Wilhelm II. zuriick, der die Arbei-
ter weder durch das Denken noch durch das Marschieren ablenken lassen
wollte. Im Ruhrgebiet gab es bis 1918 weder «Doktorfabriken» noch Gar-
nisonen. Die Universitidten in Bochum, Dortmund, Essen, Duisburg und
die Fern-Universitdt in Hagen entstanden alle in der Nachkriegséra.

Die wirtschaftliche Expansion im 19. Jahrhundert lockte Zuwanderer
aus allen Himmelsrichtungen an, von denen Korperkraft und Arbeits-
disziplin verlangt wurden. Die Anziehungskraft war gross. Was der gol-
dene Westen Amerikas fiir europdische Auswanderer war, bedeutete das
Ruhrgebiet mit dem Steinkohlenbergbau fiir Menschen aus ldndlichen
Gebieten, vor allem aus Polen. 1871 wohnten in der Kernzone etwa
500 000 Menschen. Hundert Jahre spédter waren es fast vier Millionen. In
jeder der letzten drei Generationen hat sich die Bevolkerungszahl verdop-
pelt. Diese Entwicklung wird besonders deutlich am Beispiel der Stadt
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Gelsenkirchen. 1818 war es noch ein Dorf von 500 Einwohnern, 1913 be-
reits eine Grossstadt mit 176 111 Einwohnern.

Zwischen Kenjunktur und Flaute

Erst als es ldngst zu spdt war, erkannte man die Problematik eines sich
chaotisch ausbreitenden Industriereviers. So kam es 1920 zur Griindung
des Siedlungsverbandes Ruhrkohlenbezirk, und einige Jahre spiter began-
nen die Eingemeindungen. Letztere erwiesen sich als problematisch, weil
sich die Bevolkerung nicht mit kiinstlich geschaffenen Grossstddten iden-
tifizierte, die zu kommunalen Machtzentren fiihrten. Doch die Konjunktur
vergoldete alle Widerspriiche. Aber Krisen erwiesen sich als unvermeid-
bare Begleiter des kapitalistischen Wirtschaftssystems. Bereits 1857 kam
es zu Konkursen, Feierschichten und Massenentlassungen, 1873 endete
die Hochkonjunktur abrupt. Elend war die Folge. Auch in den zwanziger
Jahren erwies sich das Ruhrgebiet als anfallig. Zechen wurden stillgelegt,
Rationalisierungsmassnahmen fiihrten zu anhaltender Arbeitslosigkeit. Im
Zeichen der Aufriistung nach 1933 erlebte das Ruhrgebiet nur eine
Scheinbliite, obwohl der Montanindustrie eine Schliisselrolle zugedacht
war. In den ersten Nachkriegsjahren schien sich der Bergbau erfolgreich
zu behaupten. Doch die Konkurrenz des billigen Ols fiihrte erneut zu
Zechenstillegungen am laufenden Band, und die Entstehung der Ruhr-
kohle AG, mit der die Zechenbesitzer auf eine privatwirtschaftliche Sanie-
rung verzichteten, schob dem Staat endgiiltig die Verantwortung fiir das
Ballungszentrum zwischen Rhein und Ruhr zu, das sich seit gut zwei
Jahrzehnten in einer Dauerkrise befindet. Seit 1960 sind 450 000 Arbeits-
pldtze verschwunden, aber nur 200 000 neu geschaffen worden. Die Ar-
beitslosenquote liegt deutlich iiber der in andern Regionen. Im Friihjahr
1979 betrug sie teilweise 6,4 Prozent, im Landesdurchschnitt 5,0 Prozent,
im Bundesgebiet aber nur 4,2 Prozent. Die Arbeitslosigkeit stieg weiter,
in Grossstadten sogar auf 8,7 Prozent. Uberalterung, ein Heer von Friih-
rentnern und die Abwanderung von 500 000 Menschen zeigen, was die
Stunde geschlagen hat.

Wendepunkt Ruhrkonferenz

Kein Wunder, wenn die sozial-liberale Landesregierung in Diisseldorf
den Ernst der Stunde erkannte und mit der Ruhrkonferenz vom Mai 1979
in Castrop-Rauxel die Weichen fiir ein umfangreiches Ankurbelungs-
programm stellte, das in den néchsten fiinf Jahren mindestens fiinf Mil-
liarden Mark verschlingen wird. Es gilt, Versaumnisse der vergangenen
Jahre aufzuholen, nicht zuletzt die nie versuchte Entflechtung von Wohn-
und Industriegebieten. Ministerprdasident Johannes Rau hat mit diesem
Sanierungsprogramm gute Aussichten, sein Amt bei den Landtagswahlen
1980 zu verteidigen, denn die SPD steht hinter seiner «Politik der Zuwen-
dung», mit dem Rezept «in der Schrittfolge horen, nachdenken, antwor-
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ten, entscheiden». Rau vertritt ein Programm des Dialogs, er ist kein
Volkstribun. 293 von 307 Delegierten bestdtigten ihn als Landesvorsitzen-
den. Die Sozialdemokraten miissen allerdings darauf achten, nicht Stamm-
wihler an die griinen Parteien zu verlieren. Der Riicktritt des Landwirt-
schaftsministers Diether Denecke wegen des geplanten Baus einer Auto-
bahn durch das Rothaargebirge hat gezeigt, dass die Koalition eine glaub-
wiirdige Umweltpolitik treiben muss.

Bonn unterstiitzt die Pldne des Landes nach Kriften. Die Rettung des
Ruhrgebietes sieht Bundesfinanzminister Hans Matthdfer (SPD) in einer
krisensicheren Hilfe fiir Kohle und Stahl, die durch neue Technologien
langfristig international wettbewerbsfihig erhalten werden sollen. Das will
sich die Bundesregierung eine Milliarde Mark kosten lassen. Da die Re-
gierung jedoch aus finanzverfassungsrechtlichen Griinden das Ruhrgebiet
nicht vor anderen Regionen einseitig bevorzugen kann, muss eine weitere
Milliarde fiir andere Bundeslidnder bereitgestellt werden. Nach Auffassung
Matthofers soll sich die Landesregierung vor allem fiir mehr Umwelt-
schutz und zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit fiir Verkehrsprojekte und
Forschungsvorhaben engagieren. Die umweltfreundlichen Massnahmen
Bonns diirften insgesamt 775 Millionen Mark kosten, von denen ein Drit-
tel allein Nordrhein-Westfalen zugute kommt. Ausserdem sollen Modell-
vorhaben im grosstechnischen Massstab mit 120 Millionen Mark finan-
ziert werden, wie sich bei Altanlagen gas- und staubformige Luftverun-
reinigungen vermeiden lassen. Weitere 240 Millionen sind fiir neue Werk-
stoffe und Techniken vorgesehen. Geplant ist ein Forschungszentrum zur
Gewinnung und Verarbeitung von Schwerdl. Auch die Kohleentschwefe-
lung steht auf dem Forderprogramm. Das Bonner Bundesarbeitsministe-
rium stellt iiberdies 190 Millionen fiir verschiedene Einzelprojekte zur
Verfiigung, wobei auch an den Aufbau eines Instituts zur Humanisierung
des Arbeitslebens gedacht ist.

Zukunftsmodell der Strukturpolitik

Der nordrhein-westfdlische Bundesratsminister Dr. Christoph Zopel
(SPD) hat sich mit der neu konzipierten Strukturpolitik grundlegend be-
schiftigt. Seine Uberlegungen vermitteln deutlich die Schwierigkeiten und
Losungen bei Hilfsprogrammen in Ballungsgebieten. Die Verlagerung von
Wirtschaftszentren hat, wie die Wanderbewegung der Industrie von dex
amerikanischen Ostkiiste in Richtung Westen, Slumgebiete geschaffen,
und dhnliche Tendenzen lassen sich bereits in der Bundesrepublik erken-
nen. In den verddeten Ballungsgebieten bleiben Problemgruppen zuriick:
Gastarbeiter, Arbeitslose, Rentner, kinderreiche und einkommensschwache
Familien. Hinzu kommt die besondere Problematik, dass die Inanspruch-
nahme von Boden und Umwelt der an Bedeutung verlierenden Branchen
nicht in gleicher Weise zuriickgeht wie ihr Anteil am Sozialprodukt. Es
fehlen deshalb Flachen fiir industrielle Neuansiedlungen. Das wirkt sich
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negativ aus, weil in Ballungsgebieten unternehmerische Erfahrungen, eine
gut ausgebildete Arbeiterschaft und eine ausgebaute Infrastruktur vorhan-
den sind. Der innovatorischen Industriepolitik kommt nach Christoph
Zopel daher entscheidende Bedeutung zu. Der Minister vertritt die Auf-
fassung, dass der fiir das Ruhrgebiet notwendigen neuen Strukturpolitik
auch fiir das Saargebiet, Bremen, Hamburg und unter Umstédnden fiir alle
Ballungsraume Modellcharakter zukommt. Grosse Bedeutung misst er
einer entsprechenden Stadtebauforderung bei, Sanierungen, Wohnumfeld-
verbesserungen, Wohnungsmodernisierungen. Dabei miissen aber unbe-
dingt gravierende Fehler der Vergangenheit vermieden werden, die zu
einer grossen Verbitterung im Ruhrgebiet gefiihrt haben.

Das warnende Beispiel: die Siedlung Mausegatt

Der Verkauf der Miilheimer Bergarbeitersiedlung Mausegatt ist leider
nur ein Beispiel unter vielen dhnlichen. Die Einwohner fiihlten sich von
der halbstaatlichen Veba wie von Fiirsten, die einst Lander und Menschen
verschoben, behandelt. Trotz einer Zehn-Jahres-Frist zur Ubernahme der
Siedlung in genossenschaftliches Eigentum verhokerte die Veba die Sied-
lung an eine Bautrédgergesellschaft. Das bedeutet aber Einzelverkauf gegen
Hochstgebot und Vertreibung der meisten dlteren Einwohner. Die Veba
pfeift wie so viele andere Grossunternehmen an Ruhr und Rhein auf die
Sozialpflichtigkeit des Figentums. Ihr ist nur der Profit heilig. Das hat die
etwa vierzig Biirgerinitiativen zur Rettung von Zechensiedlungen alar-
miert, zumal sich der Eindruck verstdrkt, dass weder Parteien noch staat-
liche Instanzen an einer verniinftigen sozialen Losung interessiert sind. Im
Fall Mausegatt war bereits schon einmal eine Verramschung der Siedlung
vorgesehen, und zwar ausgerechnet durch eine der Stadt gehorende Ge-
sellschaft, die zwar als «sozial» etikettiert, tatsdchlich aber Unternehmer-
interessen gegen die Bewohner verfocht.

Die von ihr geplante Supermodernisierung zeigte, wie die sozialdemo-
kratische Mehrheitsfraktion Miilheims die Interessen der Bewohner
ignorierte. Da es im Ruhrgebiet heute noch 2400 Arbeitersiedlungen gibt,
in denen rund eine Millionen Menschen leben, bleibt die bereits zu Be-
ginn der Kohlenkrise einsetzende Vermarktung der Siedlungen einschliess-
lich des Abrisses gegen den erkldrten Willen der Betroffenen ein Stein des
Anstosses. Eine bescheidene Modernisierung geniigt den Bewohnern vol-
lig, luxuriose Umbauten, die zu erheblichen Mietzinssteigerungen fithren,
lehnen sie ab. Vor der Landtagswahl von 1975 hatte die SPD-Fraktion die
Situation realistisch eingeschitzt, danach leider nicht mehr. Seit 1976 gibt
zwar das Land jahrlich 30 Millionen Mark an Zuschiissen zur Moderni-
sierung aus, doch das reicht nur fiir maximal sechs Siedlungen. Es stimmt
in diesem Zusammenhang iibrigens nachdenklich, dass auf der Ruhrkon-
ferenz als einziger der katholische Bischof Franz Hengsbach, Essen, diese
Problematik deutlich erwéhnt hat.
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Die Sozialdemokratie ist gefordert

Ebenso deutlich dusserte sich iibrigens der Préses der evangelischen
Kirche in Westfalen, Dr. Heinrich Reiss: «Wer dem Revier helfen will,
muss den Arbeitslosen helfen.» Er warnte davor, neue Probleme mit ver-
alteten Kategorien zu erfassen. Ohne Ubertreibung ldsst sich schon heute
sagen, dass sich die Zukunft der SPD in Nordrhein-Westfalen daran ent-
scheiden wird, ob und wie sie die Strukturkrise des Ruhrgebietes meistert.
Gedampfter Optimismus erscheint bereits heute durchaus angebracht. Das
Programm der Landesregierung beriicksichtigt ndmlich alle wichtigen Ge-
biete: Bekdmpfung der Arbeitslosigkeit, Forderung zukunftsweisender
Technologien und Innovationen, Stadterneuerung und Verbesserung des
Wohnumfeldes, Umweltschutz, Forderung des Ruhrgebietes als energie-
wirtschaftliches Zentrum und allgemeine Stdrkung der Innovationskraft.
Eine entscheidende, nein, die Schliisselrolle wird dabei die Steinkohle als
Energietrager spielen, zumal bundesweit bevorzugt Kohlekraftwerke statt
Kernkraftwerke gebaut werden sollen. Verbesserungen der herkommlichen
Kohlegewinnung und die Férderung neuer Veredelungsverfahren konnten
dem Revier sogar zu einem neuen, heute kaum vorstellbaren Aufschwung
verhelfen.

In Liinen entstand bereits eine Prototypanlage der Kohledruckverga-
sungsanlage zur Stromerzeugung in einer kombinierten Gas-Dampf-Tur-
bine. Dieses Projekt ist bislang mit 67 Millionen Mark vom Land unter-
stiitzt worden. In Bottrop entstand eine Grossversuchsanlage zur Verfliis-
sigung von Steinkohle durch katalytische Hydrierung. Das aus Kohle zu
gewinnende Kohledl ist ein Substitutionsprodukt fiir schwere und leichte
Heizdle und ein Rohstoff fiir den Chemiemarkt. Die Innovationskosten
betragen iiber 130 Millionen Mark.

Mit dem freien Spiel der Kréfte ist es nicht getan

Fiir die langfristige und umweltfreundliche Nutzung der Kohle fordert
das Land die Entwicklung der nuklearen Prozesswidrme zur Kohlever-
gasung. Dazu wird in Hamm-Untrop ein Thorium-Hochtemperaturreak-
tor gebaut, dessen Kosten bei 1,75 Milliarden liegen. Dem metallischen
Werkstoffprogramm zur Entwicklung hochwarmfester Stdhle schenkt das
Land grosse Aufmerksamkeit, um die Wettbewerbssituation der Stahl-
industrie und Reaktorindustrie zu stirken. Die Landesregierung hat auch
in den vergangenen Jahren bereits entscheidende Projekte gefordert, um
eine Umstrukturierung auf technologisch hochwertige Produktionszweige
zu ermoglichen. Finanzielle Spritzen sollen vor allem mittelstdndische Un-
ternehmen bekommen, die neue Produktionsverfahren anwenden. Arbeits-
marktpolitische Massnahmen sind geeignet, Problemgruppen unter den
Arbeitslosen Hilfe zu gewdhren. Bemerkenswert und in ihrem Umfang fiir
deutsche Verhiltnisse beispiellos sind die Umweltschutzmassnahmen. Be-
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reits 1962 ist das erste deutsche Immissionsschutzgesetz der BRD in Diis-
seldorf erlassen worden.

Eine Wende auf Grund neuer Technologien wird fiir das Ruhrgebiet
wahrscheinlich erst in sechs Jahren mdoglich sein, wenn die Olgewinnung
aus Kohle in grosseren Mengen anlauft.

Ob allerdings die Produkte einer eventuell schon vor 1984 entstehenden
Grossanlage fiir die Vergasung und Verfliissigung von Steinkohle vom
Markt aufgenommen werden, hingt letzten Endes von der politischen
Konstellation ab. Noch ist das Benzin aus Hydrieranlagen erheblich teu-
rer als das importierte Ol. Nicht Erfindergeist allein wird die anstehenden
Probleme im Ruhrgebiet 16sen, die Politiker werden gleichzeitig fiir ent-
sprechende Rahmenbedingungen zu sorgen haben, die mit dem freien
Spiel der Krifte kaum noch etwas gemeinsam haben werden. Schliesslich
werden heute die Kosten fiir neue Entwicklungen kaum noch von Unter-
nehmern getragen, sondern immer mehr vom Staat. Die Sorge um die Zu-
kunft des. Ruhrgebietes verlangt aber auch ein erhohtes Gespiir fiir die
soziale Problematik. Andreas Schliesser vom DGB Landesbezirk Nord-
rhein-Westfalen hat auf der Ruhrkonferenz in Castrop-Rauxel deutlich
vor der Problematik des technischen Wandels gewarnt und Arbeitslosig-
keit die «unmenschlichste Folge» von Strukturwandel und Rationalisie-
rung genannt, der berufliche Dequalifikation, erzwungene Mobilitdt oder
Verlust des sozialen Status vorausgehen. Technischer Wandel allein kann
deshalb noch kein gesellschaftspolitisches Ziel sein. Entscheidend bleiben
Fortschritte in Richtung einer menschenwiirdigen Gesellschaft.

;5



	Hoffnung für das Ruhrgebiet

